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Die Gerichtskontrolle mehrstufiger Fachplanungen, insbesondere der
 
Abfallentsorgungsplanung
 

Von Rechtsanwalt Dr. Martin Ibler, Bad Harzburg/Göttingen 

1. Einleitung 

Das Hauptinstrument der raumbeanspruchenden Fachpla­
nungist die Planfeststellung. Hält die Planfeststellungsbe­
hörde die rechtlichen Voraussetzungen für ein beantragtes 
fachplanerisches Vorhaben, etwa für eine Straße, einen 
Flughafen oder eine Abfallentsorgungsanlage, für erfüllt, 
endet das formalisierte Genehmigungsverfahren der Plan­
feststellung mit einem Planfeststellungsbeschluß, der die 
Errichtung der Anlage erlaubt. Der Planfeststellungsbe­
schluß ist Verwaltungsakt und ohne Vorverfahren (vgl. 
§§ 74 Abs. 1 Satz 2, 70 VwVfG) gerichtlich überprüfbar 
durch Anfechtungs- oder Verpflichtungsklage - je nach­
dem, ob eine Aufhebung oder eine Ergänzung des 
Beschlusses begehrt wird. 

Allerdings fallen die Planungsentscheidungen im Fach­
planungsrecht nicht nur in der Planfeststellung. Die ver­
schiedenen Fachplanungsgesetze sehen in unterschiedli­
cher, aber z. T. ähnlicher Ausgestaltung besondere, dem 
Planfeststellungsverfahren vorgelagerte Entscheidungen 
vor. So hat der fernstraßenrechtlichen Planfeststellung die 
Planungs- und Linienführungsbestimmung des Bundesmi­
nisters für Verkehr nach § 16 FStrG voranzugehen 1, und 
die Planfeststellung zur Einrichtung eines Verkehrsflugha­
fens setzt die luftverkehrsrechtliche Unternehmergenehmi­
gung nach § 6 LuftVG voraus. Das Abfallgesetz sieht eine 
zweistufige Entsorgungsplanung vor, indem es zum einen 
in § 6 Abs, 1 Satz 1 den Ländern vorschreibt, für ihren 
Bereich Abfallentsorgungspläne aufzustellen. In den Ent­
sorgungsplänen sind Standorte für Abfallentsorgungsanla­
gen festgelegt 2, die Pläne können den Entsorgungspflichti­
gen auch bestimmte Anlagen zur Benutzung vorschrei­
ben 3. Zum anderen macht § 7 Abs, 1 die Errichtung und 
den Betrieb ortsfester Abfallentsorgungsanlagen von einer 
Planfeststellung abhängig. Dabei muß der Planfeststel­
lungsbeschluß versagt werden, wenn das Vorhaben den für 

1	 Dazu ausführlich Ibler, Zur Bindungswirkung der Planungs­
und Linienführungsbestimmung des Bundesministers für Ve~­
kehr bei der Fernstraßenplanung, DVBI. 1989,76 H. 

2	 Kunig/Sclnoermer/Venteyl, AbfG, § 6 Rdnrn. 35 H. 
3	 Hascbiitzky/Krefi, Recht der Abfallwirtschaft, § 6 Erl. 01; zu 

weiteren möglichen Festlegungen vgl. Botbe, Rechtliche Spiel­
räume für die Abfallpolitik der Länder nach Inkrafttreten des 
Bundesgesetzes über die Vermeidung und Entsorgung von 
Abfällen vom 27. 8. 1986, NVwZ 1987,938 (943 f., 946); Beck­
mann/Appo/dlKuhlmann, Zur gerichtlichen Kontrolle abfall­
rechtlicher Planfesmellungen, DVBI. 1988, 1002 (1004 li. Sp.) 

verbindlich erklärten Feststellungen eines Entsorgungs­
plans zuwiderläuft (§ 8 Abs. 3 Satz 1) 4. 

Um eine Planung zu verhindern oder zu ändern, versu­
chen die tatsächlich oder vermeintlich Planungsgeschädig­
ten, mit möglichst frühzeitigen, bereits gegen die Abfallent­
sorgungspläne gerichteten Klagen Rechtsschutz zu erlan­
gen (dazu 11.). Im Prozeß gegen einen PIanfeststellungsbe­
schluß kann entscheidungserheblich werden, in welchem 
Umfang die Planfeststellungsbehörde an den Entsorgungs­
plan gebunden war (dazu unter 111.). Vergleichbare Situa­
tionen gibt es bei Verfahrensstufungen anderer Fachpla­
nungsgesetze und auch bei der (gesamtplanungsrechtli­
chen) Stufung des Baurechts in Flächennutzungsplan, 
Bebauungsplan und Baugenehmigung. Im folgenden wird 
die abfallrechtliche Problematik behandelt, ohne daß Ähn­
lichkeiten bei anderen Planungen aus den Augen verloren 
werden sollen. 

11. Zur Bedeutungder Rechtsnaturder 
Abfallentsorgungspldne für einefrühzeitige Gerichtskontrolle 

Befürwortet man einen möglichst wirksamen Rechts­
schutz, liegt es im Interesse potentieller Kläger, gerichtli­
che Kontrolle schon in einem frühen Planungsstadium 
zuzulassen, jedoch ohne die Betroffenen, z. B. durch eine 
sog. Anfechtungslast ", zur Klageerhebung zu zwingen. 
Die frühzeitige Einschaltung der Gerichte kann allerdings 
einen dem Gemeinwohl dienenden weiteren Planungsab­
lauf hemmen, und zwar entweder rechtlich, falls etwa dem 
zulässigen Rechtsmittel eine aufschiebende Wirkung 
zukommt, oder faktisch, falls die planende Behörde aus 
eigener Entscheidung den weiteren Planungsablauf aus­
setzt, um das Ergebnis der Kontrolle abzuwarten. Die 
Gerichtskontrolle gestufter Planungen muß deshalb zwi­
schen einem effektiven Rechtsschutz und einer effektiven 
exekutiven Handlungsfähigkeit die gebotene Balance fin­
den. Schwierigkeiten ergeben sich hier daraus, daß das 
Klagesystem der VwGO für die Rechtsschutzgewährung 
an die Rechtsnatur der angegriffenen Handlung anknüpft, 
die Rechtsnatur von planerischen Entschließungen im 

4	 Zur Verfahrensstufung von FStrG, WaStrG, LuftVG, 
BBahnG, PBefG und FlurbG vgl. Ibler, Die Schranken planeri­
scher Gestaltungsfreiheit im Planfeststellungsrecht. 1988, 
S. 65 H. 

5	 Vgl. dazu z. B. BVerwG, Urteil vom 26.6.1981 - 4 C 5.78-, 
BVen:GE 62, 342 (350) = DVBI. 1981, 936 (936 li. Sp.) 
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Vorfeld der endgültigen Planungsentscheidung aber viel­
fach nicht in das überkommene Regelungsinstrumenta­
rium (Gesetz, Rechtsverordnung. Verwaltungsakt) einge­
ordnet wird. So beurteilt man im Bauplanungsrecht den 
Flächennutzungsplan überwiegend als Planungsakt »sui 
generis«, was seine eigenständige Gerichtskontrolle aus­
schließen' soll 6. Ähnlich wird eine gesonderte gerichtliche 
Kontrollierbarkeir der Planungs- und Linienführungsbe­
stimmung bei der Fernstraßenplanung verneint", und die 
luftverkehrsrechtliche Unternehmergenehmigung soll als 
"leere Hülse« durch private Dritte nicht" und durch Kom­
munen nur beschränkt' angreifbar sein. Die Abfallentsor­
gungsplanung bietet ein noch schillernderes Bild. Nach § 6 
Abs. 1 Satz 6 AbfG können die Festlegungen in den 
Abfallentsorgungsplänen für verbindlich erklärt werden. 
Welche Rechtsnatur die Verbindlicherklärung haben soll, 
regelt das AbfG jedoch nicht. Es überläßt diese Festlegung 
dadurch den Ländern, die in unterschiedlicher Weise von 
ihrer Bestimmungsmöglichkeit Gebrauch gemacht haben ­
durch Gesetz, Rechtsverordnung oder anderweitige "Ver­
bindlicherklärung« 10. Schließlich entfalten auch nicht für 
verbindlich erklärte Entsorgungspläne eine "Steuerungs­
wirkung« 11, die gegenüber Bürgern und Gemeinden Beein­
trächtigungen hervorrufen könnte und die deshalb gleich­
falls die Frage nach dem richtigen Rechtsschutz aufwirft. 
Im Anschluß an die unterschiedlichen Arten von Verbind­
lichkeit soll nunmehr die jeweils statthafte gerichtliche 
Kontrolle von Entsorgungsplänen aufgezeigt werden. 

1. Abfallentsorgungspläne als Rechtsverordnung 

Die Verbindlicherklärung i. S. des § 6 Abs. 1 Satz 6 AbfG 
erfolgt am häufigsten durch Rechtsverordnung. Sie ist 
möglich in den Ländern Baden-Württemberg 12, Bayern 13, 

Bremen 14, Hessen H, Niedersachsen 16, Rheinland-Pfalz 17, 

Saarland 18 und Schleswig-Holstein I'. Hier kommt eine 

6 Zum Meinungsstand s. z. B. Löhr, Die kommunale Flächen­
nutzungsplanung, 1977, S. 133 H., 150 H. 

7 BVerwG (Fußn. 5), BVerwGE 62, 342 (344 H.) = DVBl. 1981, 
936 (937 H.) 

8 BVerwG, Urteil vom 11. 10. 1968 - IV C 55.66 -, DÖV 1969, 
283 (283 re. Sp, f.); BVerwG, Urteil vom 22.3.1974 - IV C 
42.73 -, DVBl. 1974, 562 (563 f.) 

9 BVerwG, Beschluß vom 8.3.1983 - 4 B 190.82 -, Buchholz 
442.40 § 6 LuftVG Nr, 14 S. 7 f.; BVerwG, Urteil vom 
22.6. 1979 - 4 C 40.75 -, DÖV 1980, 135 (137); BVerwG, 
Urteile vom 11. 12. 1978 - 4 C 13.78 -, DÖV 1979, 517 
(518 H.), und - 4 C 66.77 -, ZLW 1979, 257 (259 f., 262); 
BVerwG, Beschluß vom 22. 5.1980 - 4 B 70 und 94.80 -, ZLW 
1980, 427 (429 f.) 

10 VgI. z. B. VGH München, Urteil vom 9. I. 1986 - 20 B 85 
A.1552 -, UPR 1986, 430 (430 f.), sowie die Übersicht bei 
Weidemann, Abfallentsorgungspläne - ein wirksames Instru­
ment des Entsorgungsrechts?, NVwZ 1988,977 (978 f.). 

11 Kunig/Scbtuermer/Versteyl, AbfG, § 6 Rdnrn.37, 79; näher 
unten III 2 b. 

12 § 3 Abs. 2 LAbfG vom 18.11. 1975, GBl. S. 757. 
13 Art. 1 Abs. 2 BayAbfG vom 25.6.1973, GVBl. S. 324 i. V. mit 

§§ 15, 18 Abs. 2 Satz 1 BayLPlG i. d. F. vom 4. I. 1982, GVBl. 
S. 2; vgl, dazu Kunig/Scbuiermer/Venteyl, AbfG § 6 Rdnr. 44. 

14 § 5 Abs. 1 BremAbfG i. d. F. vom 15.9.1988, GBl. S.241. 
15 § 7 Abs. 3 HessAbfG i. d. F. vom 11. 12. 1985, GVBl. 1986 I, 

S.18. 
16 § 2 Abs. 3 Satz 1 NdsAGAbfG vom 9.4.1973, GVBl. S. 109. 
17 § 5 Abs. 3 Satz 1 LAbfG i. d. F. vom 4.5.1987, GVBI. S. 140. 
18 § 8 Abs.2 Satz 1 AGAbfG i. d. F. vom 28. I. 1980, Amtsbl. 

S.262. 
19	 § 4 Abs. 1 AGAbfG vom 26. 11. 1973, GVBI. S. 407; vgl, dazu 

Kunig/SchwermerlVersteyl, AbfG § 6 Rdnr.44, auch zur 
Rechtslage in Berlin. 

gesonderte gerichtliche Prüfung der Abfallentsorgungs­
pläne durch abstrakte Normenkontrolle (§ 47 VwGO) in 
Betracht, wenn landesrechtlich bestimmt ist, daß im Range 
unter dem Landesgesetz stehende Rechtsvorschriften der 
Normenkontrolle unterliegen (§ 47 Abs. 1 Ziffer 2 
VwGO) 20 und wenn das Land die Möglichkeit der Ver­
bindlicherklärung der Entsorgungspläne durch Rechtsver­
ordnung genutzt hat, was bislang nur in beschränktem 
Umfang geschehen ist ". 

a) »Nacbteil« i. S. von § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO 

Zulässigkeitsvoraussetzung der Normenkontrolle ist, daß 
der Antragsteller durch den kraft Rechtsverordnung für 
verbindlich erklärten Entsorgungsplan einen Nachteil 
erlitten oder in absehbarer Zeit zu erwarten hat. Der 
Nachteil ist etwa zu bejahen, wenn der Plan den Standort 
einer Abfallentsorgungsanlage konkret festlegt und zu 
erwarten ist, daß von der Anlage schädliche Umweltein­
wirkungen auf das klägerische Grundstück ausgehen. Die 
standortbezogenen Festlegungen des Plans, ggf. zusam­
men mit weiteren verbindlichen Festlegungen, z. B. über 
die Art der Abfälle, die Größe und Kapazität der Anlage 
und über die anzuwendende Entsorgungstechnik, müssen 
sachlich und räumlich so konkretisiert sein, daß sich 
bereits auf dieser Planstufe ein negatives Betroffensein der 
rechtlich geschützten Interessen des Klägers absehen läßt, 
falls das Vorhaben verwirklicht wird 22. Seine Interessen 
müssen also bereits bei der Entscheidung über den Erlaß 
der Norm als abwägungserheblich zu berücksichtigen 
sein 23. Dann können, selbst wenn sich die Rechtsverord­
nung nicht an die Allgemeinheit, sondern nur an "die Ent­
sorgungspflichtigen- (§ 6 Abs. 1 Satz 6 AbfG) richtet, auch 
andere, etwa private Grundeigentümer, einen Nachteil i. S. 
von § 47 Abs. 1 Satz 1 VwGO durch den Plan erleiden 24. 

b] Feblerbaftigkeit des Entsorgungsplans 

Begründet ist der Normenkontrollantrag, wenn der Ent­
sorgungsplan rechtswidrig ist. Da dem Planungsträger für 
die Planung eine planerische Gestaltungsfreiheit einge­
räumt ist 2S , kommt es darauf an, ob der Plan gegen for­
melle oder materielle Schranken dieses Planungsermessens 
verstößt. Eine Schrankensystematik für die Plangestal­
tungsfreiheit im Fachplanungsrecht hat das BVerwG in 
erster Linie für die Kontrolle von (planungsabschließen­
den) Planfeststellungsbeschlüssen entwickelt 26. Sie gilt 
aber im Grundsatz gleichermaßen für Planungsstufen. die 

20 Dies ist geschehen in: Bad.-WÜrtt. (§ 5 AGVwGO vom 
22.3.1960 [GBI. S.94]), Bay. (Art.5 AGVwGO vom 
28. 11. 1960 [GVBI. S. 266]), Brern. (Art. 7 AGVwGO vom 
15.3.1960 [GBI. S. 25]), Hess, (§ 11 AGVwGO vom 6.2.1962 
[GVBI. S. 13]), Nds. (§ 9 NdsVwGG i. d. F. vom 22.5.1981 
[GVBI. S. 118]), Rh.-Pf. (§ 4 AGVwGO i. d. F. vom 
5.12.1977 [GVBI. S.452]), Schl.-H. (§ 5 a AGVwGO vom 
29.3.1960 [GVBI. S. 86]). 

21 Vgl. z. B. die Übersicht bei Kunig/Scbtuermer/Versteyl, AbfG, 
§ 6 Rdnr. 62. 

22 Vgl. BVerwG, Beschluß vom 20.12.1988 - 7 NB 2.88 -, 
DVBI. 1989,512 (512 re. Sp.). 

23 Vgl. BVerwG (Fußn. 22), DVBI. 1989,512 (513 li. Sp.). 
24 Vgl. BVerwG (Fußn. 22), DVBI. 1989,512 (512 re. Sp.), gegen 

OVG Bremen, Urteil vom 15.12.1987 - OVG 1 N 2/87 -, 
DVBI. 1988, 546, sowie Kunig/Scbtoermer/Versteyl, AbfG, § 6 
Rdnr.80. 

25 Vgl. BVerwG (Fußn. 22), DVBI. 1989,512 (513 re. Sp. f.). 
26 Vgl. z. B. BVerwG, Beschluß vom 20.7.1979 - 7 CB 21.79-, 

DÖV 1980, 133 (134); dazu ausführlich Ibler (Fußn.4), 
S. 44 H. 
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der Planfeststellung vorgelagert sind, und zwar mit den 
Einschränkungen, die sich aus der Eigenart der jeweiligen 
Planungsstufe ergeben, hier also vornehmlich daraus, daß 
die Abfallentsorgungspläne nur z. T. parzellenscharf sind 
und noch ein Planfeststellungs- oder Genehmigungsver­
fahren erfordern. Als formelle Schranken sind bei der Prü­
fung von Entsorgungsplänen insbesondere die (landerun­
terschiedlichen) Verfahrensvorschriften für die Aufstel­
lung der Pläne einzuhalten (vgl. § 6 Abs. 2 AbfG). Mate­
rielle Schranken ergeben sich aus den Erfordernissen einer 
Plan rechtfertigung, der Einhaltung von Planungsleitsätzen 
und des Abwägungsgebots, 

. Die Planrechtfertigung liegt vor, wenn für das Planvor­
haben ein solches Bedürfnis besteht, daß die durch die Pla­
nung möglicherweise hervorgerufenen Einwirkungen auf 
Rechte Dritter, insbesondere vor dem Hintergrund des 
Art. 14 Abs.3 Satz 1 und 2 GG, zulässig sind 27. Bei der 
Kontrolle der Entsorgungspläne kann man die Frage nach 
der Planrechtfertigung unter zwei Blickwinkeln aufwerfen. 
Ob für die Aufstellung des Plans für ein bestimmtes 
Gebiet überhaupt ein Bedürfnis besteht, sie also nach 
Maßgabe der Ziele des Fachplanungsgesetzes vernünfti ­
gerweise geboten ist 28, wird angesichts der Notwendigkeit 
einer geordneten Entsorgungsplanung und der gesetzli­
chen Vorgabe des § 6 Abs. 1 Satz 1 AbfG regelmäßig zu 
bejahen sein. Wichtiger ist die weitere Prüfung, ob für die 
im Plan vorgesehenen Entsorgungsanlagen selbst ein 
Bedürfnis besteht, das es erlaubt, ggf. Rechte Dritter zu 
überwinden. Ihr Ergebnis hängt maßgeblich vom Konkret­
heitsgrad des jeweiligen Plans ab, also davon, wie präzise 
der Plan bindende Festlegungen vorsieht und wie deutlich 
betroffene Rechte Dritter schon auf dieser Planungsstufe 
beurteilbar sind. Dabei dürften insbesondere Gesichts­
punkte eine Rolle spielen, die einen Nachteil i. S. von § 47 
Abs.2 Satz 1 VwGO begründen können, weil bei der Ver­
wirklichung des Plans möglicherweise rechtlich geschützte 
Interessen Betroffener überwunden werden müssen. Ist 
bereits auf der Planungsstufe des Entsorgungsplans 
erkennbar, daß mangels eines Bedürfnisses für die vorge­
sehene Entsorgungsanlage die Planrechtfertigung ausge­
schlossen sein wird, ist die Normenkontrollklage schon 
deshalb begründet. 

Als eine weitere Schranke planerischer Gestaltungsfrei­
heit kommen sog. Planungsleitsätze in Betracht, das sind 
strikte gesetzliche Regelungen, die mittels Abwägurig nicht 
überwindbar sind 29. Ob eine gesetzliche Vorschrift strikt 
gilt, ergibt ihre Auslegung. Soweit das BVerwG früher ein­
mal § 2 AbfG als Planungsleitsatz qualifizierte !", ging es 
von einem anderen Verständnis dieses Begriffs aus H. In 
weIchem Umfang das AbfG Planungsleitsätze enthält, ist 
bislang offen 32. Gesetzliche Planungsleitsätze außerhalb 
des AbfG33 können für die Entsorgungsplanung ebenfalls 
relevant werden. 

27 Vgl. BVerwG, Urteil vom 22.3.1985 - 4 C 15.83 -, BVerwGE 
71,166 (168) = DVBI. 1985,900 (901), und ausführlich Ibler 
(Fußn. 4), S. 130 ff. 

28 Vgl. BVerwG, Urteil vom 5. 12. 1986 - 4 C 13.85 -, BVerwGE 
75, 214 (232 f. rn. w. N.) = DVBI. 1987, 573 (580 f.). 

29 BVerwG, Urteil vom 22.3.1985 - 4 C 73.82 -, BVerwGE 71, 
163 (165) = DVBI. 1985,899 (900). 

30 BVerwG (Fußn. 26), DÖV 1980, 133 (134 li. Sp.). 
31 Vgl. auch Ibler (Fußn. 4), S. 190 f. 
32 Vgl. Beckmann/AppoldiKuhlmann (Fußn. 3), S. 1005 rn. w. N. 
33 Z. B. § 1 Abs.3 Satz 1 FStrG i. d. F. vom I. 10. 1974, BGBI. I 

S. 2413, 2908. 

Das Abwägungsgebot ist die wohl wichtigste Schranke 
planerischer Gestaltungsfreiheit auf der Planfeststellungs­
stufe l4. Danach dürfen dem Planungsträger keine Abwä­
gungsfehler (Abwägungsausfall, -defizit, -Fehleinschät­
zung) unterlaufen; er muß auf betroffene Interessen die 
gebotene Rücksicht nehmen 3S und hat grds. die vorgefun­
denen und die durch die Planung erst aufgeworfenen Kon­
flikte zu bewältigen 36. Für die Planungsstufe des Entsor­
gzmgsplans gilt das Abwägungsgebot nur modifiziert. 
Anders als in der Planfeststellung müssen noch nicht alle 
von der Planung berührten Belange in die Abwägurig ein­
bezogen werden. Einzustellen sind die überörtlichen 
Belange. Örtliche öffentliche Belange und private Belange 
sind einzubeziehen, wenn sie dem Planungsträger im Pla­
nungsverfahren bekannt geworden sind oder sich hätten 
aufdrängen müssen. Dabei ist zu beachten, daß die Ver­
fahrensvorschriften der meisten Länder keine Beteiligung 
Dritter vorschreiben 37 und daß im Verfahren zur Aufstel­
lung eines Entsorgungsplans anders als bei der Planfest­
stellung keine Konzentrationswirkung angeordnet ist, die 
zu einer umfassenden Beurteilung aller Gesichtspunkte 
durch den Planungsträger zwänge. Das Abwägungsmate­
rial ist deshalb regelmäßig weniger umfangreich als bei der 
Planfeststellung, so daß auf der Ebene des Entsorgungs­
plans ein Abwägungsausfall oder -defizit i. d. R. nicht 
erkannt werden kann. Zur Vermeidung einer Abwägungs­
fehleinschätzung muß der Plangeber die eingestellten 
Belange gewichten und ggf. gegeneinander ausgleichen. 
Dabei hat er im Rahmen seiner planerischen Gestaltungs­
freiheit einen Gewichtungs- und einen Ausgleichsspiel­
raum, die es ihm erlauben, Belange abweichend von ihrem 
objektiven (d. h. auch vom Gericht errnittelbaren) Gewicht 
zu beurteilen. Erst wenn das vom Plangeber zugrunde 
gelegte Gewicht eines eingestellten Belangs von seinem 
objektiven Gewicht unverhältnismäßig abweicht, liegt ein 
Gewichtungsfehler vor ". Ein Ausgleichsfehler liegt erst 
vor, wenn der Ausgleich zwischen den in den Plan einge­
stellten und gewichteten Belangen gegenüber dem objekti ­
ven Gewicht eines Belangs unverhältnismäßig ist 19. Bei der 
Suche nach Abwägungsfehlern im Entsorgungsplan ist 
immer zu prüfen, ob der Plangeber die Entscheidung über 
die Einstellung eines Belangs, seine Gewichtung und sei­
nen Ausgleich selbst vornehmen mußte oder ob er sie der 

34 Vgl. z. B. BVerwG, Urteil vom 7.7.1978 - 4 C 79.76 u. a.-, 
BVerwGE 56,110 (122 f.) = DVBI. 1978,845 (848 ff.). 

35 Vgl. dazu Ibler (Fußn. 4), S. 257 f. 
36 Vgl. z. B. BVerwG, Urteil vom 9.3.1979 - 4 C 41.75 -, 

BVerwGE 57, 297 (300 rn. w. N.) = DVBI. 1980,287 (287 re. 
Sp.); Urteil vom 14.12.1979 - 4 C 10.77 -, BVerwGE 59, 253 
(256, insoweit nicht in DVBI. 1980,301 ff.). 

37 Anders aber § 2 Abs.3 NdsAGAbfG vom 9.4.1973 (GVBI. 
S. 109); Regelungen über eine Beteiligung betroffener Behör­
den finden sich z. B. in Brern., Hess., Nds., N"RW, dem Saarl. 
und in Schl.-H. Zur Beteiligung der »Aufgabenträger« vgl. 
z. B. § 4 Abs.1 Satz 3 Schl.-H. AGAbfG vom 26. 11. 1973 
(GVBI. S. 407) und OVG Lüneburg, Beschluß vom 19.6. 1987 
- 7 OVG B 20/87 -, DVBI. 1987, 1021 (1022 f.). 

38 Vgl.	 z. B. BVerwG (Fußn.34), BVerwGE 56, 110 (126) = 

DVBI. 1978,845 (850 li. Sp.); BVerwG (Fußn. 27), BVerwGE 
71, 166 (170 f.) = DVBI. 1985, 900 (902 li. Sp.); BVerwG 
(Fußn. 28), BVerwGE 75, 214 (237) = DVBI. 1987,573 (583 
li. Sp.); vgl. auch Ibler (Fußn. 4), S. 248 ff., 255 f. 

39 Vgl. z. B. BVerwG (Fußn. 26),	 DÖV 1980, 133 (134 re. Sp.); 
BVerwG (Fußn.27), BVerwGE 71, 166 (170 f.) = DVBI. 
1985,900 (902 li. Sp.); BVerwG (Fußn. 28), BVerwGE 75, 214 
(253) = DVBI. 1987, 573 (588 re. Sp.); Ibler (Fußn.4), 
S. 256 ff. 
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Planfeststellung überlassen durfte und überlassen hat. 
Weil die endgültige Abwägungsentscheidung erst im Plan­
feststellungsverfahren fällt, wird eine Abwägungsfehlein­
schätzurig im Entsorgungsplan selten nachweisbar sein. 
Zugleich wird deutlich, daß das (Teil-)Gebot der Konflikt­
bewältigung auf der Planungsstufe der Entsorgungspläne 
kaum Bedeutung erlangt: Der Plangeber darf die endgül­
tige Konfliktbewältigung dem Planfeststellungsverfahren 
überlassen, das durch seine Beteiligungsvorschriften und 
die Konzentrationswirkung dazu oft besser geeignet ist. Je 
konkreter aber der Entsorgungsplan ist, desto höhere 
Anforderungen an die Konfliktbewältigung müssen schon 
an ihn gestellt werden. Deshalb ist z. B. eine bindende par­
zellenscharfe Entscheidung rechtswidrig, die die durch sie 
aufgeworfenen Probleme nicht wenigstens so weit bewäl­
tigt, daß sie voraussichtlich mit dem Instrumentarium der 
Planfeststellung gelöst werden können. 

2. Abfa//entsorgungspliine als sonstige im Range unter dem 
Landesgesetz stehende (Außen-)Rechtsvorschrifien i. S. von 
§ 47 Abs. 1 Ziffer 2 VwGO? 

Erfolgt die Verbindlicherklärung von Entsorgungsplänen 
nicht durch Rechtsverordnung, kann gleichwohl eine Nor­
menkontrolle nach § 47 Abs. 1 Ziffer 2 VwGO statthaft 
sein. Denn der Normtext spricht - weitergehend - »von 
anderen im Range unter dem Landesgesetz stehenden 
Rechtsvorschriften«, Was man darunter zu verstehen hat, 
ist im einzelnen streitig i''; Einigkeit besteht aber darüber, 
daß hierzu jedenfalls materielle (Außen-)Rechtsvorschrif­
ten zählen 41. Danach unterlägen Entsorgungspläne. wür­
den sie als Satzungen erlassen, ebenfalls der Normenkon­
trolle. Wählt der Plangeber keine herkömmliche Rechts­
satzform oder ist diese im Landesrecht für Entsorgungs­
pläne nicht vorgesehen 42, unterliegen die für verbindlich 
erklärten Feststellungen gleichwohl der Normenkontrolle, 
wenn sie inhaltlich auch normative (d. h. allgemeine, 
abstrakt/generelle) Regelungen enthalten, die einen Nach­
teil i. S. von § 47 Abs, 2 Satz 1 VwGO begründen kön­
nen 43 und wenn die Normenkontrolle in dem betreffenden 
Land eingeführt ist. 

3. Der Erlaß von Abfa//entsorgungsplänen als Begründung 
von Rechtsverhaltnissen i. S. von § 43 VwGO 

Ob Abfallentsorgungspläne durch Feststellungsklage kon­
trollierbare Rechtsverhältnisse begründen, wurde bislang 
nicht intensiv erörtert und soll nachstehend zur Diskus­
sion gestellt werden. Grundvoraussetzung der Zulässigkeit 
einer Feststellungsklage nach § 43 Abs. 1, 1. Alt. VwGO 
ist, daß das Klagebegehren auf die Feststellung des Beste­
hens oder Nichtbesteheus eines Rechtsverhältnisses zielt. 
»Rechtsverhälmis- heißen dabei die aus einem konkreten 
Sachverhalt aufgrund einer Rechtsnorm sich ergebenden 
rechtlichen Beziehungen einer Person zu einer anderen 
Person oder zu einer Sache 44. Dies könnten die durch den 
Erlaß eines Abfallentsorgungsplans geschaffenen Bezie­
hungen des Planungsträgers zu Grundstückseigentümern, 

40	 Vgl, z: B. Beckmann, Die gerichtliche Überprüfung von Ver­
waltungsvorschriften im Wege der verwaltungsgerichtlichen 
Normenkontrolle, DVBI. 1987,611 H. (m. w. N.). 

41 Vgl. z. B. Kunig/Schwermer/Versteyl, AbfG, § 6 Rdnr. 78. 
42 Vgl. dazu VGH München (Fußn. 10), UPR 1986,430 (430 re. 

Sp.), 
43 Vgl. BVerfG, Beschluß vom 23.6.1987 - 2 BvR 826/83 -, 

DVBI. 1988,41 (42). 
44 Vgl. BVerwG, Urteil vom 8.6.1962 - VII C 78.61 -, 

BVerwGE 14, 235 (236) = DVBI. 1962, 566 (566 li. Sp.). 

deren Grundstücke im Bereich einer im Plan vorgesehenen 
Entsorgungsanlage liegen, zu den Inhabern benachbarter 
Gewerbebetriebe oder zu Gemeinden sein. Ziel einer Fest­
stellungsklage wäre die Feststellung, daß der Erlaß des 
Plans rechtswidrig war und deshalb ein Rechtsverhältnis 
zwischen Planungsträger und Kläger nicht begründen 
konnte. 

a) »Unmittelbare Außenunrkung« ? 

Allerdings wird teilweise zusätzlich gefordert, ein feststel­
lungsfähiges Rechtsverhältnis i. S. von § 43 VwGO müsse 
unmittelbar außenwirksame Rechtsbeziehungen begrün­
den; das Erfordernis unmittelbarer Außenwirkung ent­
spreche der gleichlautenden Zulässigkeltsvoraussetzung 
einer Anfechtungs- und Verpflichtungsklage nach § 42 
VwGOH. Hieran fehlt es möglicherweise bei Abfallentsor­
gungsplänen, soweit sich eine bindende Wirkung dort erst 
mittelbar, nämlich über den planungsbeendenden Planfest­
stellungsbeschluß, auf Rechte Dritter erstrecken soll. Ob 
indes damit die Bedeutung des Unrnittelbarkeitserforder­
nisses bei § 42 VwGO und die Systematik der Klagearten 
der VwGO zutreffend beurteilt werden, bezweifele ich. 
Charakteristisches Merkmal der Anfechtungs- und Ver­
pflichtungsklage ist ihre Ausrichtung auf die Abwehr bzw. 
auf den Erlaß eines Verwaltungsakts. dessen Begriffsinhalt 
durch die Legaldefinition des § 35 VwVfG bestimmt wird. 
Danach muß eine behördliche Maßnahme u. a. »auf 
unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerichtet- sein, 
um als Verwaltungsakt qualifiziert zu werden. Eine ver­
gleichbare Legaldefinition des Rechtsverhältnisses i. S. des 
§ 43 Abs. 1 VwGO gibt es nicht. § 43 Abs. 1, 1. Alt. VwGO 
erwähnt zudem den Begriff des Verwaltungsakts nicht und 
übernimmt deshalb nicht wie § 42 VwGO das Unmittelbar­
keitskriterium des § 35 VwVfG. Ein Erfordernis unmittel ­
barer Außenwirkung der angegriffenen Maßnahme folgt 
auch nicht aus einem alle Klagearten übergreifenden 
Grundsatz, sondern ist eine verwaltungsaktbezogene 
Besonderheit. Das Fehlen unmittelbarer Außenwirkung 
führt dazu, daß bestimmte behördliche Maßnahmen 
gegenüber Bürgern nicht als Verwaltungsakt qualifiziert 
werden (z. B. Zustimmungen der Straßenbaubehörde nach 
§ 9 Abs.2 FStrG46 und der Luftfahrtbehörde nach § 12 
Abs. 2 LuftVG 47 zu Baugenehmigungen, Einvernehmen 
der Gemeinde nach § 36 Abs. 1 Satz 1 BauGB im Bauge­
nehmigungsverfahren 48, Umsetzung eines Beamten 49), so 
daß insoweit eine Anfechtungs- oder Verpflichtungsklage 
unzulässig ist. Wäre das Unmittelbarkeitserfordernis 
Zulässigkeitsvoraussetzung aller Klagearten, wären die 
genannten Verwaltungsentscheidungen nicht justiziabel. 
Doch läßt die Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG 
keine Beschränkung der Gerichtskontrolle auf Rechtsver­
letzungen zu, die durch auf unmittelbare Rechtswirkung 
nach außen gerichtete Maßnahmen entstehen. Eine etwa 

45 Vgl. Kopp, VwGO, 8. Auf!. 1989, § 43 Rdrrr. 11, Höhnberg, 
Rechtsschutz gegenüber Maßnahmen der Landesplanung, 
BayVBI. 1982,722 (724 re. Sp.). 

46 Vgl. BVerwG, Urteil vom 28.5.1963 - I C 247.58 -, 
BVerwGE 16, 116 (1I9H.) = DVBI. 1963,815 (816ff.). 

47 BVerwG, Urteil vom 16.7.1965 - IV C 30.65 -, BVerwGE 21, 
354 (356 f., 362). 

48 Vgl. BVerwG, Urteile vom 19.11. 1965 - IV C 184.65 -, 
BVerwGE 22,342 (344 f.) = DVBI. 1966, 177 (178 li. Sp.); 
vom 25. 10. 1967 - IV C 129.65 -, BVerwGE 28, 145 (146 f.); 
vom 7.2.1986 - 4 C 43.83 - ZfBR 1986, 189 (190 li. Sp.). 

49 BVerwG, Urteil vom 22.5.1980 - 2 C 30.78 -, BVerwGE 60, 
144 (145) '" DVBI. 1980,882 (882 f.). 
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fehlende »unmittelbare Außenwirkung« von Entsorgungs­
plänen hindert eine Feststellungsklage nicht. 

b) Konkretbeit des Recbtsuerbdltnisses 
Die Konkretheit des Rechtsverhältnisses als Zulässigkeits­
voraussetzurig einer Feststellungsklage wird aus der gene­
rellen Zweckbestimmung des Verwaltungsprozesses herge­
leitet, der Durchserzurig konkreter Rechte der Prozeßpar­
teien zu dienen 50. Das Konkretheitserfordernis zielt damit 
auf die (im Einzelfall schwierige 51) Abgrenzung der fest­
stellungsfähigen Rechtsverhältnisse von den nicht feststel­
lungsfähigen abstrakten Rechtszuständen 52. Es wird präzi­
'siert durch die Bildung von Fallgruppen. die davon ausge­
hen, daß es nicht Aufgabe der Gerichte ist, Rechtsfragen 
nur um ihrer selbst willen zu lösen. Unzulässig ist folglich 
eine Feststellungsklage. mit der lediglich die Klärung einer 
abstrakten Rechtsfrage aufgrund eines nur erdachten oder 
eines solchen Sachverhalts erreicht werden soll, dessen 
Eintritt noch ungewiß, insbesondere von einer in ihren tat­
sächlichen und rechtlichen Auswirkungen noch nicht über­
sehbaren künftigen Entwicklung abhängig ist 53. Dadurch 
scheidet etwa eine Feststellungsklage gegen die Gültigkeit 
abstrakter Rechtsnormen aus 54. Auch können Klagen auf 
Feststellung künftiger Rechtsverhältnisse oder vorbeu­
gende Feststellungsklagen mangels Konkretheit der fest­
zustellenden Rechtsbeziehungen unzulässig sein 55. Doch 
werden für die Annahme einer Konkretheit keine übermä­
ßig hohen Anforderungen gestellt. Es genügt, wenn sich 
eine Rechtsbeziehung zwischen Behörde und Bürger »in 
irgendeiner Form konkretisiert- hat 56, durch den Erlaß 
eines Verwaltungsakts, durch den Abschluß eines Vertra­
ges, durch ein formloses behördliches Handeln 57 oder 
durch »die Anwendung einer Rechtsnorm auf einen 
bestimmten, bereits übersehbaren Sachverhalt- SB. 

Einem Abfallentsorgungsplan mangelt es danach nicht 
etwa an einer Konkretheit, weil er lediglich einen erdach­
ten Sachverhalt beträfe. Er beruht vielmehr auf einer tat­
sächlichen Entscheidung in Anwendung des § 6 AbfG. 
Seine Verwirklichung ist auch nicht ungewiß, d. h. von 
einer noch nicht übersehbaren künftigen Entwicklung 
abhängig. Gerade weil der Plangeber beabsichtigt, die Ent­
wicklung vorzuprogrammieren, wird sie überschau bar. Ein 
Entsorgungsplan ist zudem eine Stufe des im AbfG vorge­
sehenen Planungsverfahrens, dessen Fortgang präzise 
geregelt und deshalb ebenfalls vorhersehbar ist. Für das 
weitere Verfahren entfaltet der Plan dabei entweder Bin­
dungskraft (vgl, § 8 Abs. 3 Satz 1 AbfG) oder zumindest 
eine »Steuerungswirkung- S9. Zwar mag eine Ungewißheit 
darin liegen, daß ein Abfallentsorgungsplan spätere Ent­
sorgungsanlagen nicht in jeder Einzelheit festlegt. Diese 
Ungewißheit genügt aber nicht, um die Entwicklung als 

50 Vgl. BVerwG (Fußn. 44), BVerwGE 14, 235 (236) = DVBI. 
1962, 566 (566 li. Sp.), 

51 Vgl. Schenke, Vorbeugende Unterlassungs- und Feststellungs­
klage im Verwaltungsprozeß, AöR 95 (1970), 223 (253 
m. w. N.). 

52 Vgl. Schenke (Fußn. 52), S. 253. 
53 BVenvG (Fußn.44), BVerwGE 14, 235 (236, insoweit in 

DVBI. 1962, 566 nicht abgedruckt). 
54 Redeker/v. Gertzen, VwGO, 9. Aufl. 1988, § 43 Rdnr.6 

m.w.N. 
55 Vgl. Eyermann/Frobler, VwGO, 9. Auf!. 1988, § 43 Rdnr. 5. 
56 Redeker/v. Oenzen, VwGO, 9. Auf!. 1988, § 43 Rdnr. 7. 
57 Vgl. Eyermann/Frohler, VwGO, 9. Aufl. 1988, § 43 Rdnr. 5. 
58 BVcrwG (Fußn.44), BVerwGE 14, 235 (236, insoweit in 

DVBI. 1962,566 nicht abgedruckt). 
59 Vgl. dazu näher unten III 2. 

noch nicht übersehbar zu bezeichnen und so die Justiziabi­
Jität des Plans von vornherein abzulehnen. Der Entsor­
gungsplan betrifft auch nicht eine nur zukünftige Rechts­
beziehurig. die endgültig erst mit dem Erlaß des Planfest­
stellungsbeschlusses entstehen wird. Der abstrakte Tatbe­
stand ,des § 6 Abs. 1 AbfG wird bereits gegenwärtig durch 
einen konkreten Sachverhalt, nämlich die z. T. parzellen­
scharfen Festlegungen des Entsorgungsplans. erfüllt. Auch 
die Wirkungen des Plans entfalten sich mit seinem Erlaß 
und sind von da an gegenwärtig: Die planungsrechtliche 
(Eigentums-)Situation der Grundstücke, in deren Bereich 
der Plan Standorte für Abfallentsorgungsanlagen vorsieht, 
ändert sich. Erhebliche Wertminderungen können die 
Folge sein 60; darüber hinaus können die Festlegungen des 
Plans als öffentliche Belange i. S. des § 35 Abs. 2 BauGB 
Bauvorhaben von Bürgern im Außen bereich verhindern 61 

und die kommunale Planungshoheit einschränken 62, wenn 
eine Gemeinde ihre bauplanerischen Vorstellungen wegen 
des Entsorgungsplans nicht mehr verwirklichen kann. 

c) Feststellungsinteresse 
Weitere Zulässigkeitsvorausserzung der Feststellungsklage 
ist ein Feststellungsinteresse, vgl. § 43 Abs. 1 VwGO. 
Dafür genügt ein schutzwürdiges Interesse des Klägers 
wirtschaftlicher oder ideeller Art 63• Sein Vorliegen ist etwa 
anzunehmen, wenn die Festlegungen des Abfallentsor­
gungsplans den Wert des klägerischen Grundstücks min­
dern oder wenn der Plan einem beabsichtigten Bauvorha­
ben des Klägers im Außenbereich entgegensteht. Hier 
wäre es dem Kläger nicht zumutbar, zunächst einen Bau­
vorbescheid oder die Baugenehmigung zu beantragen und 
gegen ihre Versagung Anfechtungsklage zu erheben, um 
auf diese Weise eine inzidente Überprüfung des Plans zu 
erreichen. Andernfalls würden dem Betroffenen u. U. 
unnötige Kosten verursacht, etwa durch die Herstellung 
der Pläne für die Antragsunterlagen. Diese müßten sogar 
in mehreren Varianten, d. h. besonders kostenträchtig, 
erstellt werden, weil die Planfeststellungsbehörde in 
beschränktem Umfang 64 von den Festlegungen eines Ent­
sorgungsplans abweichen kann. Das Interesse an der baldi­
gen Feststellung scheitert auch nicht daran, daß es dem 
Kläger zurnutbar wäre, den Erlaß eines Planfeststellungs­
beschlusses abzuwarten. Anders als bei den oben genann­
ten Verwaltungsentscheidungen (gern. §§ 9 Abs.2 FStrG, 
12 LuftVG, 36 BauGB), die der Entscheidung über eine 
bereits beantragte Baugenehmigung vorausgehen, ist es für 
einen Grundstücksberechtigten (bzw. die Gemeinde) als 
Kläger gegen die Festlegungen des Abfallentsorgungsplans 
nicht absehbar, wann der nachfolgende Planfeststellungs­

60 Eine \\Tertminderung kann grds. »wenn sie einen bestimmten 
Grad erreicht, ein Indiz für eine durch mittelbare Einwirkun­
gen verursachte schwere und unerträgliche Nutzungsbeein­
trächtigung und damit für eine Eigentumsverletzung bedeu­
ten«, BVerwG, Urteil vom 14.12.1984 - 4 C 26-35.82 -, 
Buchholz 407.4 § 9 FStrG Nr. 22 S. 10 (12); vgl. auch 
BVerwG, Urteil vom 14.4.1978 - 4 C 96 und 97.76 -, DVBI. 
1978,614 (617). 

61 Vgl. Kunig/Scbtoermer/Versteyl, AbfG, § 6 Rdnr. 59; vgl, ferner 
BVenvG, Urteil vom 20. I. 1984 - 4 C 43.81 -, BVerwGE 68, 
311 (315) = DVBJ. 1984,627 (628), fortgeführt durch Urteil 
vom 22. 5.1987 - 4 C 57.84 -, BVerwGE 77, 300 H. = DVBI. 
1987, 1008 H. 

62 Vgl. Kunig/Scbu/ermer/Versteyl; AbfG, § 6 Rdnrn. 31 H. 
63 Vgl. z. B. BVenvG (Fußn. 50), DVBI. 1982, 1180 (1181 li. Sp, 

m.w.N.) 
64 Vgl. dazu unten BI 3 b. 
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beschluß ergeht. Ist im Baugenehmigungsverfahren die 
Zustimmung oder das Einvernehmen versagt, wird die 
Genehmigungsbehörde den Bauantrag unverzüglich 
zurückweisen; der Antragsteller kann deshalb ohne unzu­
mutbare Zeitverzögerung auf die Baugenehmigung klagen. 
Demgegenüber hat der Kläger nach Erlaß des Entsor­
gungsplans weder Einfluß. auf den Beginn noch auf die 
Dauer des Planfeststellungsverfahrens. Bis zum PIan fest­
stellungsbeschluß kann deshalb erhebliche Zeit verstrei­
chen; eine durch den Entsorgungsplan verursachte \XTert­
minderung seines Grundstücks braucht der von rechtswid­
rigen Festlegungen des Plans Betroffene indes für einen 

. ungewissen, längeren Zeitraum nicht hinzunehmen. Das 
Erfordernis des Feststellungsinteresses begrenzt die Zuläs­
sigkeit einer Feststellungsklage auf die Zeit vor dem Plan­
feststellungsbeschluß. Danach besteht die Möglichkeit zur 
Anfechtungsklage, mit der die endgültige Planungsent­
scheidung umfassend kontrolliert werden kann, so daß 
dem Kläger regelmäßig ein schutzwürdiges Interesse an 
einer gesonderten Prüfung des durch den Entsorgungs­
plan geschaffenen Rechtsverhältnisses fehlt. 

d) »Subsidiarität« der Feststellungsklagei 
Die Feststellungsklage könnte ferner unzulässig sein, hätte 
der Kläger die Möglichkeit, seine Rechte durch Gestal­
tungs- oder Leistungsklage zu verfolgen, vgl. § 43 Abs. 2 
Satz 1 VwGO. In Betracht kämen eine Gestalrungsklage, 
gerichtet auf die Aufhebung des Entsorgungsplans oder 
eine allgemeine Leistungsklage in Form der vorbeugenden 
Unterlassungsklage, gerichtet gegen die Planfeststellungs­
behörde mit dem Ziel, der Beklagten zu untersagen, den 
Entsorgungsplan im Planfeststellungsverfahren zugrunde 
zu legen. Dem weitgefaßten Wortlaut des § 43 Abs, 2 
Satz 1 VwGO nach erfüllen diese Klagearten zwar den 
Tatbestand der Subsidiaritätsklausel. Sinn und Zweck der 
Vorschrift gebieten aber eine einschränkende Auslegung. 
Die dort angeordnete Subsidiarität soll sicherstellen, daß 
durch Erhebung einer Feststellungsklage die für Anfech­
tungs- und Verpflichtungsklagen geltenden Sonderrege­
lungen (Vorverfahren und Fristbindung) nicht unterlaufen 
werden 65. Klagen auf Aufhebung des Entsorgungsplans 
oder auf Unterlassung seiner Zugrundelegung im Planfest­
stellungsverfahren setzten indes weder ein Vorverfahren 
voraus noch unterlägen sie einer Fristbindung. Ein Unter­
laufen von Sonderregelungen wäre danach nicht zu 
befürchten, solange der Planfeststellungsbeschluß noch 
nicht vorliegt. Der Subsidiaritätsgrundsatz steht deshalb 
einer Klage auf Feststellung des Nichtbestehens eines 
durch einen Abfallentsorgungsplan begründeten Rechts­
verhältnisses bis zum Erlaß des Planfeststellungsbeschlus­
ses nicht entgegen. 

e) Vorzüge der Feststellungsklage 
Die Zulassung einer Feststellungsklage dient dem Interesse 
an einer frühzeitigen Kontrolle von Abfallentsorgungspla­
nungen, die die Eigentumssituationen von Grundstücken 
und die kommunale Planungshoheit nachteilig und rechts­
widrig berühren können, insbesondere, wenn eine 
abstrakte Normenkontrolle von Entsorgungsplänen aus­
scheidet. Zugleich beläßt sie der Verwaltung die Entschei­
dungsfreiheit, das Planungsverfahren wie beabsichtigt wei­

65 BVerwG, Urteile vom 27.10.1970 - VI C 8.69 -, BYerwGE 
36,179 (181 f.) = DYBl. 1971,509 (510) und vorn 8. 9.1972­
IV C 17.71 -, BVerwGE 40, 323 (328) = DVBI. 1973,34 (36 
re , Sp.). 

terzuführen oder vorerst den Ausgang des Rechtsstreits 
abzuwarten. Dies entkräftet die gelegentlich geäußerte 
Befürchtung, die Inanspruchnahme frühzeitiger gerichtli­
cher Kontrolle erfolge selbst bei Aussichtslosigkeit aus 
Gründen der Verzögerungstaktik 66. Auch dürfte der Fest­
stellungsrechtsstreit regelmäßig kürzer dauern als eine 
Anfechtungsklage gegen den abschließenden Planfeststel­
lungsbeschluß, weil der Prüfungsumfang geringer ist. 
Kontrolliert werden kann das Rechtsverhältnis darauf, ob 
der Entsorgungsplan formell rechtmäßig zustande gekom­
men ist. Dabei können, z. B. wenn der Plan parzellen­
scharf Deponiestandorte vorsieht, diejenigen Eigentümer, 
deren Grundstücke durch einen solchen Standort in 
Anspruch genommen würden, auch die Verletzung nicht­
drinschützender Verfahrensvorschriften rügen 67. Die Prü­
fung der materiellen Rechtmäßigkeit ist beschränkt, weil 
die endgültige Planungsentscheidung beim Erlaß des Ent­
sorgungsplans noch nicht in allen Einzelheiten feststeht. 
Als Kontrollmaßstab kommen deshalb nur Kriterien in 
Frage, die bereits beurteilbar sind, obwohl erst der Entsor­
gungsplan vorliegt. Dabei kann es sich um Belange han­
deln, die bereits ausreichend konkretisiert sind, um ein 
Rechtsverhältnis i. S. von § 43 Abs. 1 VwGO zu begrün­
den. Zudem kann schon im Planungsstadium des Entsor­
gungsplans geprüft werden, ob überhaupt ein so gewichti­
ges Bedürfnis für eine Abfallentsorgungsanlage im Bereich 
des Plans besteht, daß es grundsätzlich gerechtfertigt 
erscheint, mittels Planfeststellung ggf. Rechte Dritter ­
notfalls durch Enteignung - zu überwinden. Dabei ist, 
gleichsam generalisierend, auf Rechte Dritter im allgemei­
nen abzustellen und zu fragen, ob eine Planrechtfertigung 
für Anlagen, die der Entsorgungsplan vorsieht, von vorn­
herein ausgeschlossen ist. Ferner kann, gleichsam individu­
alisierend, auf die bereits feststellbaren einzelnen bestimm­
ten Belange Dritter abgestellt werden, die zum Prüfungs­
material gehören, sofern sie der planaufstellenden 
Behörde schon beim Erlaß des Entsorgungsplans bekannt 
waren oder sich hätten aufdrängen müssen. Insoweit 
würde eine beschränkte Abwägungskontrolle durchge­
führt. Eine Überlastung der Gerichte durch die frühzeitige 
Plankomrolle mittels Feststellungsklage wäre im Ergebnis 
nicht zu befürchten. Planrechtfertigung und Abwägungs­
fehlerfreiheit wären in späteren Prozessen gegen den Plan­
feststellungsbeschluß ohnehin zu prüfen; es könnte dabei 
an die frühere Kontrolle angeknüpft werden. Fehlt von 
vornherein die Planrechtfertigung oder enthält bereits der 
Entsorgungsplan Abwägungsfehler, durfte dieser Plan 
nicht ergehen. Auf die Klage nach § 43 Abs. 1 VwGO wäre 
dann festzustellen, daß der Entsorgungsplan kein Rechts­
verhältnis begründet hat, das irgendwelche Rechte des 
Klägers beeinträchtigen darf. Die Verwaltung kann sich 
bei ihrer weiteren Planung darauf einstellen, so daß ver­
fahrens- und materiellrechtliche Fehler frühzeitig beseitigt 
werden. Damit könnten die Nachteile einer spät einsetzen­
den Gerichtskontrolle vermieden werden: Ein ggf. über­
flüssiger und kostspieliger weiterer Planungsaufwand. wie 
etwa Anpassurigen der kommunalen Bauleitplanung, teure 
und zeitraubende Wiederholungen des Planfeststellungs­
verfahrens, erhebliche Kosten von Baumaßnahmen (die 

66 Vgl. Brobm, Zum Funktionswandel der Verwaltungsgerichts­
barkeit, N]W 1984, 8 (13 li. Sp.). 

67 Vgl. zur entspr. Rügebefugnis des in Anspruch genommenen 
Grundeigentümers bei nicht-drinschutzenden Normen im 
Rechtsstreit um den Planfeststellungsbeschluß BVerwG, Urteil 
vom 18.3.1983 - 4 C 80.79 -, BVerwGE 67, 74 (75 H.) 
DVBI. 1983, 899 (900), und Ibler (Fußn. 4), S. 126 f. 
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aufgrund eines für sofort vollziehbar erklärten Pianfest­
stellungsbeschlusses möglich sind) und schließlich die 
gerichtliche Kontrolle dieser Vorgänge. 

4. Hamburgische Abfallentsorgungspläne in Gesetzesform 

In Hamburg kann der Gesetzgeber Abfallentsorgungs­
pläne durch förmliches Gesetz für verbindlich erklären 
(§ 3 HAbfG). Geschieht" dies, scheidet eine gesonderte 
Kontrolle des Plans i. S. von § 47 Abs. I Ziffer 2 VwGO 
aus, weil es sich nicht um »eine im Range unter dem Lan­
desgesetz stehende Rechtsvorschrift- handelt. Zudem ist 
in Hamburg eine abstrakte Normenkontrolle nach § 47 
Abs. I Ziffer 2 VwGO nicht vorgesehen; mangels unbe­
wußter Regelungslücke entfällt auch eine Normenkon­
trolle in Analogie zu § 47 Abs, I Ziffer 2 VwGO. 

Ich halte es allerdings für zulässig, einen durch förmli­
ches Gesetz für verbindlich erklärten Entsorgungsplan 
mittels Feststellungsklage zu überprüfen. Zwar kann über­
wiegender Ansicht zufolge die Gültigkeit einer Rechts­
norm nicht Gegenstand einer Feststellungsklage nach § 43 
VwGO sein 68; für in Gesetzesform ergangene Abfallent­
sorgungspläne muß man indes eine Ausnahme machen, 
soweit sie ein konkretes Rechtsverhältnis begründen. 
Andernfalls hätte es der hamburgische Gesetzgeber durch 
die Wahl der Gesetzesform in der Hand, den betreffenden 
Entsorgungsplan einer frühzeitigen Gerichtskontrolle zu 
entziehen. Es verbliebe nur ein beschränkter Rechtsschutz 
durch die Möglichkeit einer Verfassungsbeschwerde gegen 
das Gesetz. Entsprechende Überlegungen zur Rechts­
schutzverkürzung hatten das BVerfG in einer Entschei­
dung zu den in Hamburg in Gesetzesform ergangenen 
Bebauungsplänen veranlaßt, § 47 Abs. 1 Ziffer I VwGO 
auch auf förmliche Gesetze anzuwenden 69. Der Ausschluß 
gesetzesförmiger Bebauungspläne von der verwaltungsge­
richtlichen Normenkontrolle sei nicht sachlich zu rechtfer­
tigen und verstoße deshalb gegen An. 3 Abs. 1 GG, folg­
lich stehe die Normenkontrolle gegen Bebauungspläne 
ungeachtet ihrer Gesetzesform offen. Diese Erwägung 
kann zwar nicht dazu führen, auch gegen gesetzesförmige 
Abfallentsorgungspläne entsprechend § 47 Abs. I Ziffer 2 
VwGO die Normenkontrolle zuzulassen, denn in Ham­
burg ist diese Vorschrift nicht anwendbar. Das Fehlen 
eines sachlichen Rechtfertigungsgrundes verbietet es aber 
auch, ein durch Entsorgungsplan begründetes Rechtsver­
hältnis der Feststellungsklage zu entziehen, indem der 
Gesetzgeber für den Plan seine Formenwahlfreiheit 
zugunsren der Gesetzesform ausnutzt. 

5. AbJä"entsorgungspläne als Veruialtungsuorscbriften 

Ergeht ein Entsorgungsplan als Verwaltungsvorschrift, 
wird erwogen, ihn der abstrakten Normenkontrolle nach 
§ 47 Abs. 1 Ziffer 2 VwGO zu unterwerfen 70. Diese Mög­
lichkeit scheidet in Berlin, Hamburg, Nordrhein-Westfa­
len und im Saarland aus, nach deren VwGO-Ausführungs­
gesetzen dieses Verfahren nicht statthaft ist. Auch in Län­
dern mit abstrakter Normenkontrolle ist deren Anwend­
barkeit auf Pläne in Form von Verwaltungsvorschriften 
zweifelhaft 71; sie wird allerdings im Schrifttum vielfach 
befürwortet, soweit die Verwaltungsvorschriften nicht nur 

68 Redekerto. Gertzen, VwGO, 9. Aufl. 1988, § 43 Rdnr. 6. 
69 Beschluß vom 14.5.1985 - 2 BvR 397, 398, 399/82 -, 

BVerfGE 70, 35 (55 H.) ~ DVBI. 1985, 1126 (1128 f.), 
70 Vgl. Kunig/Scbuermer/Venteyl, AbfG, § 6 Rdnr. 79. 
71 Ablehnend z. B. Eyermann/Frohler, VwGO, 9. Aufl. 1988, § 47 

Rdnr.l3. 

verwaltungs interne Regelungen treffen, sondern, wenn 
auch nur »rnittelbar«, Außenwirkung entfalten 72. Als »rnit­
telbar- gilt die Außenwirkung, weil Verwaltungsvorschrif­
ten als Innenrecht keine Außenwirkung intendieren kön­
nen. Führt ein als Verwaltungsvorschrift ergangener Ent­
sorgungsplan zu einer »rnittelbaren- Außenwirkung, 
indem er etwa durch 'eine parzellenscharfe Standortfestset­
zung für eine Deponie Grundstücke schwer und unerträg­
lich im \XTert mindert, gebieten es Rechtsschutzgründe. 
seine gerichtliche Kontrolle zu ermöglichen. Dies erzwingt 
indes nicht die Zulassung gerade einer abstrakten Nor­
menkontrolle. Das den Bundesländern freigestellte Nor­
menkontrollverfahren ist dort, wo es eingeführt ist, ein 
zusätzlicher Rechtsbehelf, der nicht schon wegen Art. 19 
Abs.4 GG aus Rechtsschutzgründen veranlaßt ist 73. Der 
verfassungsrechtlich notwendige subjektive Rechtsschutz 
wird bundeseinheitlich durch Anfechtungs-, Verpflich­
tungs-, allgemeine Leistungs- und Feststellungsklagen 
erreicht. Wenn also planerische Verwaltungsvorschriften 
mit »rnittelbarer- Außenwirkung aus Rechtsschutzgründen 
richterlich kontrollierbar sein sollen, kann dies im Rahmen 
der Prüfung des durch sie geschaffenen Rechtsverhältnis­
ses mittels Feststellungsklage sichergestellt werden. 

III Die Kontrolle abfallentsorgungsrecbtlicber
 
Planfeststellungsbescblüsse
 

Nach § 7 Abs. I AbfG bedürfen die Errichtung und der 
Betrieb von ortsfesten Abfallentsorgungsanlagen sowie die 
wesentliche Änderung einer solchen Anlage oder ihres 
Betriebes der Planfeststellung; gern. § 7 Abs. 2 AbfG 
genügt in Fällen geringerer Bedeutung eine (Plan- )Geneh­
migung 7•• Diese abschließenden Entscheidungen werden 
vor Gericht daraufhin geprüft, ob die planende Behörde 
die formellen und materiellen Schranken ihrer planeri­
sehen Gestaltungsfreiheit eingehalten hat. Diese Schran­
ken wurden bereits bei der Kontrolle der Entsorgungs­
pläne dargestellt; im Planfeststellungsverfahren kann an 
ihnen die behördliche Entscheidungsfindung noch präzi­
ser überprüft werden, weil es nunmehr um die in allen 
Punkten konkrete, abschließende Entscheidung geht. 
Wichtige Kontrollunterschiede gegenüber der Prüfung der 
Entsorgungspläne folgen daraus, daß für die Planfeststel­
lungsbehörde ein Entsorgungsplan eine zusätzliche Pla­
nungsschranke darstellt und daß das Abwägungsgebot 
nunmehr voll zur Geltung kommt. 

1. Verfahrenskontrolle 

Zu den formellen Schranken gehört hier auch die pflicht­
gemäße Entscheidung über die Einleitung und Durchfüh­
rung des Planfeststellungsverfahrens selbst, vgl. § 7 Abs. 1 
und 2 AbfG. Problematisch ist allerdings, ob ein Kläger 
die Verletzung solcher Verfahrensnormen geltend machen 
darf. Zahlreichen Verfahrensregelungen der Planfeststel­
lung wird nämlich ein drittschützender Charakter abge­
sprochen 75. Für Beteiligungsvorschriften des abfallrechtli­

72 Beckmann (Fußn.40), S. 611 H.; Grooterborst, Die Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung, NuR 1986, 276 (278 H.); 
Weidemann, Regionale Raumordnungspläne als Gegenstand 
der verwaltungsgerichtlichen Normenkontrolle, DVBI. 1984, 
767 H. (769). 

73 Vgl. BVerfG, Beschluß vom 27.7.1971 - 2 BvR 443/70 -, 
BVerfGE 31, 364 (369 f.) = DVBI. 1971,740 (741 Ji. Sp.). 

74 Vgl. dazu Beckmann/AppoldiKuhlmann (Fußn. 3), S. 1003. 
75 Welchen, ist im einzelnen umstritten, vgl. z. B. Kunig/Schwer­

mer/Versteyl, AbfG, § 7 Rdnm.24, 41 f.; Ibler (Fußn.4), 
S. 123 H., jeweils rn. w. N. 
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chen Planfeststellungsverfahrens hat das BVerwG diese 
Frage ausdrücklich offengelassen 76. M. E. sind zumindest 
Beteiligungsregeln so zu verstehen, daß sie nicht nur der 
Informationserlangung der Behörde, sondern auch dem 
Rechtsschutzinteresse Betroffener dienen und deshalb vor 
Gericht rügefähig sind. Da durch die Planfeststellung eine 
bessere Bürgerbeteiligung erreicht werden soll als im 
Genehmigungsverfahren, besitzen auch die Vorschriften 
über Einleitung und Durchführung der PlanfeststelJung 
Schutznormqualität 77. Richtigerweise sollte ferner die Ver­
letzu ng nur objektiv-rechtlicher Verfahrensnormen 
zumindest von demjenigen gerügt werden dürfen, dessen 
Grundeigentum durch das Planvorhaben in Anspruch 
genommen wird. Denn der Eigentümer hat ein Recht dar­
auf, daß die Inanspruchnahme seines Grundstücks nur 
erfolgt, wenn sie "insgesamt rechtmäßig- ist ". 

2. Die Kontrolle der Bindungen der Planfeststellimgsbeborde 
an einen Abjallentsorgungsplan 

a)	 Die Sperrwirkung von »ßir verbindlich erkldrten 
Feststellungen-

Nach § 8 Abs. 3 Satz 1 AbfG ist der Planfesrstellungsbe­
schluß oder die (Plan-)Genehmigung zu versagen, wenn 
das Vorhaben den für verbindlich erklärten Feststellungen 
eines Abfallentsorgungsplans zuwiderläuft. Allerdings 
wird auch von § 8 Abs. 3 Satz 1 AbfG behauptet, er 
schütze nicht private Dritte; lediglich Standortgemeinden 
dürften einen Verstoß gegen die Norm rügen 7'. Diese 
Ablehnung drinschützender Wirkung im Geltungsbereich 
des § 8 Abs. 3 Satz 1 AbfG überzeugt mich nicht, weil sie 
die verbindlichen Regelungen des Entsorgungsplans selbst 
nicht genügend berücksichtigt. Hier kann man zwei Kon­
stellationen unterscheiden: Der Kläger macht geltend, die 
Planfeststellungsbehörde sei zu Unrecht von einer Bin­
dung des Entsorgungsplans abgewichen, oder der Kläger 
beruft sich - umgekehrt - darauf, die Planfesrstellungsbe­
hörde habe sich nicht an eine für verbindlich erklärte Fest­
legung halten dürfen, weil diese rechtswidrig sei. 

Ist die Behörde rechtswidrig von einer verbindlichen 
Feststellung des Entsorgungsplans abgewichen, muß dies 
gerügt werden dürfen, wenn die im Entsorgungsplan 
getroffene Regelung bereits - wenn auch noch nicht in 
allen Einzelheiten - Belange des Klägers zu dessen Gun­
sten berücksichtigt hatte. Solche Belange können sich ent­
weder, wie z. B. in Niedersachsen möglich 80, aus einer 
Beteiligung des Klägers bei der Aufstellung des Plans erge­
ben haben, soweit die vorgeschriebene Beteiligung auch 
den Interessen Dritter dient, oder daraus, daß sie der Plan­
geber berücksichtigte, als sie sich ihm bereits im Stadium 

76 BVerwG, Urteil vom 19.5.1988 - 7 B 215.87 -, UPR 1989, 
24 f. 

77 Die Abfallgesetze der Länder sehen nur z. T. ausdrücklich 
eine Beteiligung Dritter im Genehmigungsverfahren vor, z. B. 
Art. 9 Abs. 4 Satz 2, 2. Halbs. BayAbfG vom 25. 6. 1973 
(GVBI. S. 324). 

78 Vgl. BVerwG (Fußn.68), BVerwGE 67, 74 (76) = DVBI. 
1983,899 (9DD) und Urteil vom 27. 5. 1983 - 4 C 39.80 -, NuR 
1983, 315 (li. Sp.): für die abfallrechtliche Planfeststellung 
ebenso VGH Bad.- ,""'ü rtt. , Urteil vom 27. 3. 1984 - lOS 
1985/83 -, DÖV 1984, 896 (897). 

79	 Kunig/Scbtuermer/Versteyl, AbfG, § 8 Rdnr. 38; OVG Lüneburg 
(Fußn. 37), DVBI. 1987, 1021 (1023 re. Sp.); enger lf'eidemann 
(Fußn. 10), S. 980 f. 

80 Vgl. § 2 Abs.3 KdsAGAbfG vom 9.3. 1973 (G\'BI. S. 109); 
vgl. auch § 4 Abs.2 BremAGAbfG vom 15.9.1988 (GBI. 
S.241). 

der Aufstellung des Entsorgungsplans aufdrängten. Dann 
entfalten die verbindlichen Feststellungen des Plans selbst 
Drittschutz. Die Hervorhebung des (angeblichen) Fehleus 
einer Schutznormqualität des § 8 Abs. 3 Satz 1 AbfG darf 
nicht dazu führen, im Entsorgungsplan selbst enthaltene 
(zumindest auch) drittschützende Regelungen zu überspie­
len. 

Hat sich die Behörde zu Unrecht an eine rechtswidrige 
Verbindlicherklärung gehalten, darf im Prozeß gegen den 
Planfeststellungsbeschluß eine entsprechende Rüge eben­
sowenig verwehrt werden. Andernfalls zwänge man den 
Kläger, der eine bindende Feststellung des Entsorgungs­
plans angreifen und die entsprechende Planfeststellung 
verhindern will, vor dem Planfeststellungsbeschluß ein 
Normenkontrollverfahren gegen den Entsorgungsplan 
oder eine Feststellungsklage einzuleiten. 

'Welche Feststellungen eines Entsorgungsplans verbind­
lich i. S. von § 8 Abs. 3 Satz 1 AbfG sein sollen, ergibt die 
Auslegung der Verbindlicherklärung (i. d. R. einer Rechts­
verordnung) 81. Ggf. sind Ausnahmeregelungen zu berück­
sichtigen 82. Nur rechtmäßige Feststellungen können bin­
den. Läßt sich schon vor Erlaß des Planfeststellungsbe­
schlusses erkennen, daß eine Standortausweisung in einem 
kraft Rechtsverordnung verbindlichen Entsorgungsplan 
gegen höherrangiges Recht, z. B. gegen gesetzliche Beteili­
gungsvorschriften, verstößt, darf die unwirksame Auswei­
sung dem Planfeststellungsverfahren nicht zugrunde 
gelegt werden 83. Doch muß der verbindliche Plan nicht 
insgesamt unwirksam, sondern kann lediglich teilnichtig 
sein, wenn er nicht wegen der nichtigen Ausweisung im 
ganzen seinen Sinn verliert 84. Bei Teilnichtigkeit darf die 
Planfeststellungsbehörde nicht etwa nach eigener planeri­
scher Gestaltungsfreiheit selbst den Standort dort bestim­
men, wo ihn die nichtige Feststellung des Entsorgungs­
plans vorsah, solange der im übrigen noch gültige Entsor­
gungsplan bindend weitere Standorte ausweist 85. 

b] Nicht für verbindlich erklärte Entsorgungspläne 

Weil § 6 Abs. 1 Satz 6 AbfG ausdrücklich vorsieht, daß 
Entsorgungspläne für verbindlich erklärt werden können 
und § 8 Abs. 3 Satz 1 AbfG als Versagungsgrund für eine 
Planfeststellung das Zuwiderlaufen gegen für verbindlich 
erklärte Feststellungen in einem Entsorgungsplan nennt, 
ließe sich vermuten, daß ohne die Verbindlicherklärung 
ein Entsorgungsplan gerade keine Bindungen auslöst. 
Doch sind Pläne allgemein darauf angelegt, Bindungen zu 
entfalten, indem sie ein künftiges Verhalten vorprogram­
mieren, d. h. vorausschauend festlegen sollen. Folgerichtig 
bezeichnen die Abfallgesetze einiger Bundesländer nicht 
für verbindlich erklärte Pläne als »Richtlinie- für alle 
behördlichen Entscheidungen, Maßnahmen und Planun­
gen, die für die Abfallentsorgung Bedeutung haben 86. 

81 Vgl. auch lf/eidemann (Fußn. 10), S.980 li. Sp. und in 
Fußn.34. 

82 Vgl. z , B. § 5 Abs.2 BremAGAbfG vom 15.9. 1988 (GBI. 
S.241); § 8 Abs.3 Satz 2 SaarlAGAbfG vom 28. I. 1980 
(Amtsbl. S.262); § 5 Abs.5 Satz 2 Rh.-Pf. AGAbfG vom 
4.5.1987 (G\'BI. S. 140), vgl. zur entsprechenden Vorschrift 
im Rh.-Pf. AGAbfG a. F. BVerwG, Beschluß vom 27. 5. 1986­
7 B 86.86 -, DVBI. 1986, 1281. 

83 OVG Lüneburg (Fußn. 37), D\'BJ. 1987, 1021 (1022 re. Sp.). 
84 Vgl. OVG Lüneburg (Fußn. 37), D\'BI. 1987, 1021 (1023 li. 

Sp.). 
85 Vgl. OVG Lüneburg (Fußn. 37), D\'B1. 1987, 1021 (1023 li. 

Sp.); kritisch dazu Weidemanll (Fußn. 10), S. 980 f. 
86 Z. B. § 4 Abs. 3 BremAGAbfG vom 15.9. 1988 (GBI. S. 241); 

§ 17 Abs. 5 LAbfGNRW vom 21. 6.1988 (G\'BI. S. 250). 
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Ebensowenig erstaunt es, wenn im Schrifttum auch den 
nicht für verbindlich erklärten Entsorgungsplänen eine 
(nicht näher beschriebene) »Steuerungswirkung« beigerne­
sen wird 87. Sinnvoll »steuern« kann ein Plan nur, wenn er 
Bindungen auslöst. Fraglich ist deshalb nicht das »Ob«, 
sondern das "Wie« dieser Bindung. Nicht für verbindlich 
erklärte Pläne unterscheiden sich von den gem. §§ 6 Abs, I 
Satz 6, 8 Abs. 3 Satz I AbfG verbindlichen nur in der Aus­
gestaltung der Bindung. \Y'ährend das Zuwiderlaufen eines 
Vorhabens gegen einen für verbindlich erklärten Plan zur 
Versagung der Planfeststellung führen muß, ist die Bin­
dungskraft sonstiger Entsorgungspläne schwächer. Zur 

. Bestimmung dieser schwächeren Bindung lassen sich 
Erkenntnisse aus dem Fehlen umfassender gesetzlicher 
Beteiligungsregelungen im Verfahren der Aufstellung von 
Entsorgungsplänen. aus der sog. Konzentrationswirkung 
der Planfeststellung und aus dem Verhältnis von Bin­
dungswirkung und Abwägungsgebot gewinnen: 

Anders als die Aufstellung der Entsorgungspläne erfolgt 
die Planfeststellung unter umfassender Bürger- und 
Behördenbeteiligung (vgl. z: B. § 73 Abs. 2, 4, 6, 8 \\'iVfG 
i. V. mit den VwVfGen der Länder); dabei zwingt die 
im Planfeststellungsverfahren gern. § 7S Abs. I Satz I 
2. Halbs. VwVfG angeordnete Konzentrationswirkung die 
Planfeststellungsbehörde, über das Vorliegen auch der von 
anderen Gesetzen an das Planvorhaben gestellten materiel­
len Anforderungen selbst zu entscheiden 88. Also ergeht 
der Planfeststellungsbeschluß regelmäßig auf einer umfas­
senderen Beurteilungsgrundlage als die Entscheidung über 
den Entsorgungsplan. Für die Bindungswirkung des Ent­
sorgungsplans bedeutet dies, daß sich eine Bindung nur 
auf Kriterien erstrecken darf, die der Plangeber des Ent­
sorgungsplans in seine Entschließung einbezogen hat. 
Geraten solche Entscheidungsteile in Konflikt mit anderen 
Belangen, die die über den Entsorgungsplan entscheidende 
Stelle (noch) nicht berücksichtigte, scheidet eine strikte 
Bindung der Planfeststellungsbehörde aus. Hier wird die 
Bindung durch die Notwendigkeit begrenzt, daß auch die 
erst im Planfeststellungsverfahren ermittelten Belange in 
die Entscheidung über die Abfallentsorgungsanlage einzu­
beziehen sind; sie müssen ebenfalls gewichtet werden, und 
auch mit ihnen und zwischen ihnen ist ein Ausgleich her­
beizuführen. Dabei steht der Planfeststellungsbehörde als 
Ausdruck ihrer planerischen Gestaltungsfreiheit ein 
Gewichtungs- und ein Ausgleichsspielraum zu 8~. Die 
Annahme einer Bindung an den Entsorgungsplan einer­
seits und die Einbeziehung auch von im Entsorgungsplan 
bereits beurteilten Belangen in die weitere Abwägurig 
andererseits sind miteinander vereinbar: Die Planfeststel ­
lungsbehörde kann an die Gewichtung und an den Aus­
gleich solcher Belange gebunden sein, die der Plangeber 
des Entsorgungsplans gewichtet und ausgeglichen hat; 
i. d. R. werden dies überörtliche Belange sein. Keine Bin­
dungen bestehen bei der Gewichtung von Belangen, die im 
Entsorgungsplan nicht gewichtet wurden und beim Aus­
gleich der im Entsorgungsplan berücksichtigten Belange 
mit solchen, die erst die Planfesrsrellungsbehörde in die 
Abwägurig eingestellt und gewichtet hat. Von einer nicht 
für verbindlich erklärten Beurteilung im Entsorgungsplan 
darf die Planfeststellungsbehörde also nur abweichen, 

87 Vgl. KuniglSchwermerlVmteyl, AbfG, § 6 Rdnrn. 37, 79. 
88 Vgl. zur Konzentrationswirkung z. B. Ibler (Fußn. I), S. 83 H. 

m.w.N.
 
89 Vgl. oben II 1 b; vgl. ferner Ibler (Fußn. 4), S. 248 H.
 

wenn die Abweichung damit begründet werden kann und 
begründet wird, daß durch die Anwendung der Beteili­
gungsvorschriften und durch die Konzentrationswirkung 
der Planfeststellung neue Belange zu beachten waren, und 
daß deshalb schon im Entsorgungsplan (vor- Ibeurteilre 
Belange anders bewertet werden mußten. 

3. Zum Abusigungsgebot 

Für die gerichtliche Kontrolldichte auf der Planungsstufe 
Planfeststellung ist wichtig, daß - entgegen verbreiteter 
Ansicht im Schriftturn ~J - bei der Untersuchung auf die 
Abwägungsfehler Abwägungsausfall oder -defiz it kein 
behördlicher Entscheidungsfreiraum besteht, der nur 
beschränkt richterlich kontrollierbar wäre. Die Behörde 
muß alle abwägungserheblichen Belange in ihre Entschei­
dungsfindung einbeziehen. Einer Überlastung der Plan­
feststellungsbehörde bei der Informationsgewinnung ist 
nicht durch die Gewährung eines behördlichen Entschei­
dungsspielraums bei der Einstellung von Belangen entge­
genzuwirken 91, sondern durch die Funktion und die Aus­
gestaltung des Planfeststellungsverfahrens: Die gesetzli­
chen Beteiligungsvorschriften helfen der Behörde, das 
Abwägungsrnarerial zusammenzustellen. Die Ermittlungs­
pflicht ist begrenzt, weil ein Abwägungsfehler ausscheidet, 
wenn private Belange nicht berücksichtigt wurden, die der 
Betroffene nicht vorgetragen hat und die sich der planen­
den Behörde auch nicht aufdrängen mußten 92. Die selb­
ständige Ermittlung von Belangen darf - in bestimmten 
Grenzen - auch dann entfallen, wenn ein vom Betroffenen 
vorgebrachter Belang als wahr unterstellt wird 9'. 

IV. Ergebnis 

Die Gerichtskontrolle mehrstufiger Fachplanungen 
braucht nicht erst am planungsabschließenden Planfest­
stellungsbeschluß anzusetzen. Möglich ist auch eine eigen­
ständige Kontrolle vorausgehender Planungsentscheidun­
gen, wenn sie Nachteile i. S. von § 47 VwGO oder kon­
krete Rechtsverhältnisse i. S. von § 43 VvvGO begründen. 
Die gerichtliche Kontrolldichte ist bei der abschließenden 
Planungsentscheidung allerdings höher als bei den voran­
gehenden. Insbesondere sind Verstöße gegen die Pflichten 
zur umfassenden Ermittlung des Abwägungsmaterials und 
zur Konfliktbewältigung regelmäßig erst bei der Kontrolle 
des Planfeststellungsbeschlusses nachweisbar. Abfallrecht­
liche Planfeststellungsbeschlüsse haben auch die Bindun­
gen einzuhalten, die sich aus Entsorgungsplänen ergeben. 
Dabei entfalten die für verbindlich erklärten Feststellun­
gen der Pläne eine Sperrwirkung. über die sich die Plan­
feststellungsbehörde nicht hinwegsetzen darf. Nicht für 
verbindlich erklärte Entsorgungspläne erzielen eine schwä­
chere Bindung, die sich bei der Abwägung auf die Gewich­
tung und den Ausgleich solcher Belange auswirkt, die 
bereits im Entsorgungsplan beurteilt wurden. 

90 Dafür aber z. B. Hoppe, Gerichtliche Kontrolldichte bei kom­
plexen Verwaltungsentscheidungen. in: Festgabe B\-erwG, 
1978, S. 295 H. (303 H. m. w. N.) 
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